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Einleitung 

Mit dem vorliegenden Positionspapier will der Europäische Gewerkschaftsverband für den 
öffentlichen Dienst (EGÖD) einen Beitrag zu der anhaltenden Debatte in Europa über die 
Revision der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen leisten 
(ein seit 2010 laufender Prozess) und den europäischen Institutionen und den anderen 
interessierten Anspruchsgruppen seine Standpunkte für die nächsten Schritte in diesem 
politischen Prozess bis hin zur Annahme der neuen Richtlinie darlegen.  

Der EGÖD (http://www.epsu.org) repräsentiert insgesamt ca. 8 Millionen Beschäftigte, die in 
mehr als 270 Gewerkschaften in 47 Ländern in Europa organisiert sind. 60% der Mitglieder 
der zum EGÖD gehörenden Gewerkschaften sind Frauen. Der EGÖD nimmt die Interessen 
von Beschäftigten in vier wichtigen Sektoren der europäischen Wirtschaft wahr, die direkt an 
der Erbringung qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienste beteiligt sind: 1) Kommunal- und 
Regionalverwaltungen (Gemeinden, Distrikte, Provinzen, Regionen; 2) Nationale und 
europäische Verwaltungen; 3) Öffentliche Versorgungsbetriebe (d. h. netzgebundene 
Industriezweige wie Strom, Gas und Wasser sowie die Abfallwirtschaft) und 4) Gesundheits- 
und Sozialdienste. Im Sektor der Gesundheits- und Sozialdienste mit einem 
durchschnittlichen Anteil von 80% weiblicher Arbeitskräfte in der EU repräsentiert der EGÖD 
ca. 3,5 Millionen gewerkschaftlich organisierte Frauen und Männer.  Der EGÖD ist der 
anerkannte europäische Sozialpartner für den Krankenhaussektor und den 
Gesundheitssektor. Der EGÖD hat ebenfalls einen gemeinsamen Standpunkt mit unserem 
sektoralen europäischen Sozialpartner HOSPEEM entwickelt, der  Europäischen 
Arbeitgebervereinigung für Kliniken und Gesundheitswesen. Die Texte findet ihr unter 
http://www.epsu.org/a/8744. 

Das Positionspapier befasst sich mit einer Reihe wichtiger, noch offener Fragen, die auch 
bestimmend für die Struktur des Papiers waren. Es basiert auf Grundsatzpositionen, 
Erklärungen, Schreiben und anderen Beiträgen einer Reihe von EGÖD-Mitgliedern, 
besonders aus Belgien (CSC), Dänemark (DSR), Finnland (JHK; SuPer; Tehy), Deutschland 
(Marburger Bund; ver.di), Norwegen (NSF), Schweden (Vårdförbundet) und dem Vereinigten 
Königreich (RCN) sowie Rückmeldungen von Mitgliedern aus Frankreich, Lettland, den 
Niederlanden und Österreich. Es spiegelt zudem die seit Anfang 2012 beständig geführten 
Diskussionen und Gespräche im Kontext des ständigen EGÖD-Ausschusses für 
Gesundheits- und Sozialdienste und des Ausschusses für den sektoralen sozialen Dialog im 
Krankenhaussektor wieder. Weitere Grundlagen sind die Beiträge des EGÖD zu der 
Konsultation über die Richtlinie 2005/36/EG (diese Konsultation war von der Europäischen 
Kommission am 7. Januar 2011 begonnen worden - siehe EGÖD-Antwort vom 20. März 
2011, http://www.epsu.org/a/7448) sowie zu der Konsultation über das Grünbuch vom 22. 
Juni 2011 (siehe EGÖD-Antwort vom 15. September 2011 http://www.epsu.org/a/7993) 
sowie deren wichtigste Standpunkte, Grundsätze und Empfehlungen besonders im Hinblick 
auf Fachkräfte im Gesundheits- und Sozialwesen.  

http://www.epsu.org/
http://www.epsu.org/a/8744
http://www.epsu.org/a/7448
http://www.epsu.org/a/7993
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Der EGÖD begrüßt prinzipiell die offene Konsultation, die die Europäische Kommission 
begonnen hat und eine Reihe der in dem Vorschlag für eine überarbeitete Richtlinie 
aufgegriffenen Punkten und in denen anerkannt wird, dass die Freizügigkeit von 
Berufstätigen keinen Vorrang vor Patientengesundheit und Patientensicherheit haben darf.  

 

Binnenmarktinformationssystem (IMI)/Europäischer Berufsausweis (EBA) (Art. 4a-4e) 

Der EGÖD unterstützt die für das Binnenmarktinformationssystem (IMI) vorgesehene 
erweiterte Aufgabe, da es sich um das am besten geeignete Instrument handelt, um 
detaillierte Informationen über den Ausweisinhaber zu unterstützen, zu hinterlegen und zu 
übermitteln, um den Anerkennungsprozess zu beschleunigen und um das Vertrauen 
zwischen den einzelnen Stakeholdern zu erhöhen. Im Grundsatz unterstützt der EGÖD das 
Ziel eines schnelleren Anerkennungsprozesses, da dies im Interesse der Beschäftigten im 
Gesundheitswesen ist, die eine Anerkennung ihrer Qualifikation und eine Beschäftigung in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat suchen. Damit sie ihre Aufgaben vorschriftsmäßig und 
effektiv erfüllen können, muss sichergestellt werden, dass die zuständigen nationalen 
Behörden über die erforderlichen Kompetenzen und Ressourcen verfügen.  

Der EGÖD unterstützt ebenfalls die Forderung, dass der Europäische Berufsausweis (EBA) 
ein freiwilliges Instrument ist, und er befürwortet auch das vorgeschlagene Format eines 
virtuellen Ausweises bzw. elektronischen Bescheinigung in Verbindung mit dem IMI-System. 
Hinsichtlich der Kosten eines möglichen zukünftigen EBA unterstützt der EGÖD die 
Formulierung in Artikel 4a, 7, dass „eventuell den Antragstellern in Verbindung mit den 
Verwaltungsverfahren zur Ausstellung eines Europäischen Berufsausweises entstehende 
Gebühren  vertretbar und verhältnismäßig sein müssen und den dem Herkunfts- und 
Aufnahmemitgliedstaat entstandenen Kosten entsprechen; sie dürfen keinen 
Hinderungsgrund für die Beantragung eines Europäischen Berufsausweises darstellen”. 

Wir erwarten, dass die zuständigen Berufsverbände und Behörden und auch die 
Gewerkschaften repräsentiert sind und ein Mitspracherecht bei der konkreten Ausgestaltung 
eines solchen EBA haben werden, sollte er europäisches Recht werden.  

 

Zeitweilige (und gelegentliche) Erbringung von Dienstleistungen (Art. 4c+4d) 

Der EGÖD ist gegen eine Lockerung von Bestimmungen oder einfachere Regelungen für 
Gesundheitsfachkräfte, die zeitweilige Dienstleistungen in einem anderen Land erbringen, 
auch im Rahmen eines EBA. 

Der EGÖD würde anstelle des Begriffs „zeitweilige Erbringung“ den Begriff „zeitweilige und 
gelegentliche Erbringung“ bevorzugen, verbunden mit einer Erklärung der Bedeutung beider 
Formulierungen in einem der Erwägungsgründe. Nach Auffassung des EGÖD sollte die 
„zeitweilige Erbringung“ auf 1 Jahr beschränkt werden und nicht auf 2 Jahre, wie es in Artikel 
4c, 1 vorgeschlagen wird.  

Die Fristen für die Überprüfung des Antrags und die Ausstellung eines EBA sollten im Falle 
einer zeitweiligen und gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen und generell erst 
nach Eingang eines vollständigen Antrags für einen Europäischen Berufsausweis bei der 
zuständigen Behörde beginnen; dies sollte auch so in der Richtlinie festgelegt werden. 

 

Partieller Zugang (Art. 4f) 

Der EGÖD ist grundsätzlich gegen die Einführung einer partiellen Zugangsmöglichkeit für 
Beschäftigte im Gesundheitswesen. Die Abweichung sollte für alle Berufe gelten, die laut 
Mitteilung an die Kommission ein Gesundheits- und Sicherheitsrisiko beinhalten, und 
besonders für durch Einzelrichtlinien geregelte Gesundheitsberufe, für besondere Berufe und 
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für Berufe im Bereich der Sozialdienstleistungen; nicht hingegen fallweise für einzelne 
Personen, da es für die regulierenden Behörden unmöglich ist zu wissen, welche Tätigkeiten 
eine Person genau ausführen wird und somit auch das damit verbundene Risiko für die 
Öffentlichkeit nicht abgeschätzt werden kann. Der EGÖD lehnt deshalb die vorgeschlagene 
Einzelfallprüfung ab. Um der Klarheit willen sind wir für eine generelle Ausnahme für 
Gesundheitsberufe (für diese wäre dann auch ein Verweis auf „zwingende Gründe des 
Allgemeininteresses wie die öffentliche Gesundheit“, wie in Art. 4f, 2 angegeben, nicht mehr 
erforderlich; bei der Beurteilung eines Antrags auf partiellen Zugang sollte es aber nach wie 
vor für andere Berufe möglich sein, „zwingende Gründe des 
Allgemeininteresses“ anzuführen).  

Artikel 1 sollte wie folgt geändert werden: „Mit dieser Richtlinie werden auch Regeln 
betreffend den Zugang zu einigen regulierten Berufen sowie den Zugang zu und die 
Anerkennung von in einem anderen Mitgliedstaat absolvierten bezahlten Praktika festgelegt”. 

 

Vorherige Meldung bei Wechsel des Dienstleisters (Artikel 7) 

Der EGÖD bezweifelt, dass die vorgeschlagene Fristverkürzung (1 Monat bei der ersten 
Erbringung einer Dienstleistung, Artikel 7, 4., und 2 Wochen bei der vorübergehenden 
Erbringung von Dienstleistungen, Artikel 4c, 2) in allen Fällen realistisch oder zweckmäßig ist.  
Der EGÖD unterstützt zwar jede Initiative für eine schnelle und transparente Bearbeitung der 
Unterlagen und Dossiers der AntragstellerInnen. Fristen müssen aber trotzdem so 
festgesetzt werden, dass die zuständige Behörde alle Unterlagen in angemessener Form 
prüfen kann. Was zählt und was in erster Linie angestrebt werden soll, ist ein zuverlässiges, 
Vertrauen schaffendes und transparentes System sowie eine intensivere Zusammenarbeit 
zwischen den zuständigen Behörden im Herkunftsmitgliedstaat und im 
Aufnahmemitgliedstaat. 

Darüber hinaus sollten nach Auffassung des EGÖD abgelaufene Fristen nicht automatisch 
zu einer Anerkennung von Berufsqualifikationen führen. Artikel 4d, 5 sollte deshalb 
gestrichen werden. 

Der EGÖD hat ebenfalls Vorbehalte hinsichtlich der Formulierung von Artikel 7, 4. zweiter 
Satz, die nur eine vorherige Nachprüfung von Berufsqualifikationen erlaubt, wenn der Zweck 
darin besteht, „eine schwerwiegende Beeinträchtigung der Gesundheit oder Sicherheit des 
Dienstleistungsempfängers aufgrund einer mangelnden Berufsqualifikation zu 
verhindern.“ Bei Gesundheitsberufen sollte jedes mögliche Risiko für die Gesundheit und 
Sicherheit von PatientInnen verhindert werden, nicht nur „eine schwerwiegende 
Beeinträchtigung“.  

 

Qualifikationsniveaus (Art. 11) 

Der EGÖD unterstützt die Einteilung in 5 Qualifikationsniveaus, wie sie in Artikel 11 
beschrieben werden, zumindestens so lange, bis eine neue Klassifikation eingeführt worden 
ist. Diese Einteilung wird gebraucht und hat sich als nützliches Benchmark-System bewährt.  

Wir befürworten aber auch die Möglichkeit der zuständigen Behörden, Berufsqualifikationen 
durch den Einsatz anderer Instrumente als Basis zu vergleichen, z. B. den Europäischen 
Qualifikationsrahmen (EQR). 

 

Ausgleichsmaßnahmen (Art. 14) 

Der EGÖD begrüßt die in diesem Artikel vorgeschlagenen Änderungen des gesetzlichen 
Rahmens, zumal sie nach wie vor dem Aufnahmemitgliedstaat die Möglichkeit geben,  „vom 
Antragsteller zu verlangen, dass er einen höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang 
absolviert, wenn seine bisherige Ausbildung sich auf Fächer bezieht, die sich wesentlich von 
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denen unterscheiden, die durch den Ausbildungsnachweis abgedeckt werden, der im 
Aufnahmemitgliedstaat vorgeschrieben ist“ (Artikel 14, 1.). Zusätzlich ist der Beschluss zur 
Auferlegung eines Lehrgangs oder einer Prüfung ausreichend zu begründen (siehe. Art 14, 
6.). Die Dauer der Ausgleichsmaßnahmen sollte dabei im Zusammenhang mit der Dauer der 
Ausbildung gesehen werden und nicht unangemessen sein, sowohl im Falle von Vollzeit- wie 
im Falle von Teilzeitlehrgängen. 

Der EGÖD hält die Definition „Fächer, die sich wesentlich unterscheiden“ (Artikel 14., 5.) für 
zweckmäßig und praktisch. Ergänzend weist der EGÖD darauf hin, dass in modernen 
Berufsbildungsgängen die Ausbildung nicht mehr in Fächer gegliedert wird, sondern 
Lernfelder, fachübergreifende Themenbereich oder Handlungsfelder verwendet werden. 
Auch im Sinne des Europäischen Qualikationsrahmens (EQR) sollten die Unterschiede eher 
an den Lernergebnissen (learning outcomes) festgemacht werden. 

 

Meldeverfahren innerhalb des Systems der automatischen Anerkennung (Art. 21a) 

Der EGÖD befürwortet die vorgeschriebene Meldung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die ein Mitgliedstaat für die Ausstellung von 
Ausbildungsnachweisen erlässt, an die Kommission. Dies gilt ebenfalls für die Ermächtigung 
der Europäischen Kommission, delegierte Rechtsakte zu erlassen, um Qualifikationen 
entsprechend dem vorgeschriebenen Verfahren anzupassen (siehe Art. 58a,  „Ausübung der 
Befugnisübertragung“). 

 

Gemeinsame Bestimmungen zur Ausbildung/beruflichen Weiterbildung (Art. 22) 

Der EGÖD befürwortet die an die Mitgliedstaaten gestellte Anforderung, Berichte über die 
Verfahren der allgemeinen und beruflichen Weiterbildung in ihrem Land für bestimmte Berufe 
im Gesundheitswesen laut Aufzählung in Art. 22, 2. zu veröffentlichen – oder solche Berichte 
zu erstellen, sollten sie nicht existieren. 

Gesundheitspersonal muss „zur Ausübung der Tätigkeit befähigt“ und in der Lage sein, „mit 
der beruflichen Entwicklung so weit Schritt zu halten, wie dies für eine sichere und effiziente 
berufliche Leistung erforderlich ist (Artikel 22, b). In einer Reihe von Ländern ist die 
„Befähigung zur Ausübung der Tätigkeit“ eine Voraussetzung für die Eintragung in ein 
Register und den Verbleib im Register. Wo dies der Fall ist, sollte das Heimatmitgliedstaat 
ermächtigt sein, die gleichen Anforderungen an BewerberInnen aus der EU zu stellen. Dazu 
kann auch der Nachweis praktischer Berufsausübung in jüngster Zeit gehören. In diesem 
Zusammenhang verlangt der EGÖD Zusagen seitens der Arbeitgeber, den aus dem Ausland 
rekrutierten Beschäftigten Unterstützung bei der Einarbeitung anzubieten. 

Der EGÖD möchte auch eine eindeutige Stärkung der in der Richtlinie enthaltenen 
Anforderungen hinsichtlich der Teilnahme an Maßnahmen der kontinuierlichen beruflichen 
Entwicklung (CPD). Der EGÖD schlägt deshalb in der Richtlinie eine spezifische 
Anforderung an die Mitgliedstaaten vor, mit entsprechenden Systemen sicherzustellen, dass  
die Mitglieder von Gesundheitsberufen ihre beruflichen Qualifikationen regelmäßig durch 
entsprechende CPD-Maßnahmen auf den aktuellen Stand bringen können und dass die 
Arbeitgeber die Beschäftigten in dieser Hinsicht unterstützen. 

 

Ärzte (Art. 24) 

Die Kommission schlägt eine ärztliche Grundausbildung von mindestens fünf Jahren Dauer  
(zurzeit sechs Jahre) UND mindestens 5.500 Stunden theoretischen und praktischen 
Unterricht vor. Der EGÖD ist der Auffassung, dass die Mindestdauer der ärztlichen 
Grundausbildung nicht um ein Jahr verkürzt werden sollte, da die Qualität der Ausbildung 
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darunter leiden würde. MedizinstudentInnen würden durch diese kürzere Studienzeit 
außerdem unter erheblichen Zeitdruck geraten.  

EGÖD-Mitglieder, die die Ärzteschaft vertreten wie auch andere EGÖD-Mitglieder sprechen 
sich gegen delegierte Rechtsakte nach Artikel 58a zur Angabe der unter Artikel 24, 4. 
aufgeführten Punkte aus und fordern deshalb die Streichung dieses Absatzes. Ihrer Meinung 
nach ist die Definition der Inhalte der ärztlichen Grundausbildung und der Ausbildung in den 
Gesundheitsberufen insgesamt eine Frage der Subsidiarität und sollte Sache der 
Mitgliedstaaten und der zuständigen Behörden bleiben. 

 

Krankenschwestern und Krankenpfleger für allgemeine Pflege (Art. 31) 

Alle EGÖD-Mitglieder befürworten vorbehaltlos eine Ausbildung von mindestens 4.600 
Stunden UND mindestens 3 Jahren, wie in Artikel 31.3. vorgeschrieben. Das gilt ebenso für 
die Aufteilung in theoretische Ausbildung (mindestens ein Drittel) und klinisch-praktische 
Unterweisung (mindestens die Hälfte der Mindestausbildungsdauer), Artikel 31. 3. Der 
EGÖD unterstützt ebenfalls den Erlass delegierter Rechtsakte innerhalb bestimmter 
Parameter (siehe auch unter „Delegierte Rechtsakte“, Artikel 58a), um Ausbildungsinhalte 
und zukünftige Kenntnisse für Krankenschwestern und Krankenpfleger zu überprüfen, Art. 31. 
7. Eine Ermächtigung der Europäischen Kommission, direkt in die Ausbildungsinhalte der 
nationalen Regelungen einzugreifen, bleibt unseres Erachtens allerdings angesichts der 
Unterschiedlichkeit der Arbeitsorganisation und des Aufgabenzuschnitts in der 
Gesundheitsversorgung problematisch. 

Hinweis: Es gibt bei den EGÖD-Mitgliedern unterschiedliche Standpunkte zu dem Vorschlag, 
eine mindestens 12-jährige allgemeine Schulausbildung als Voraussetzung für die Zulassung 
zur Ausbildung als Krankenschwester oder Krankenpfleger vorzuschreiben (Art. 31. 1.). Die 
Mehrheit ist für den Vorschlag einer 12-jährigen Dauer in dem Richtlinienentwurf der 
Kommission, andere wollen den bisherigen Wortlaut beibehalten und sind für eine Änderung 
der Zulassungswege zu dem Ausbildungsgang. 

 

Hebammen (Art. 40) 

Der in Art. 40. 2. vorgelegte Vorschlag, für den Zugang zur Hebammenausbildung den 
Abschluss einer mindestens zwölfjährigen allgemeinen Schulausbildung oder einer 
Ausbildung mit gleichem Niveau vorzuschreiben, wird von den meisten EGÖD-Mitgliedern 
unterstützt. Dem Wortlaut und den Bestimmungen des aktuellen Vorschlags hinsichtlich der 
Mindestausbildungsanforderungen stimmen alle EGÖD-Mitglieder zu (Art. 41. 1.). 

 

Gemeinsamer Ausbildungsrahmen (Art. 49a) 

Ausgehend von der Annahme, dass dieses Instrument nicht auf durch Einzelrichtlinien 
geregelte Berufe zutrifft und zutreffen sollte, steht der EÖD möglichen zukünftigen Initiativen 
zur Entwicklung gemeinsamer Ausbildungsgrundsätze, auch im Bereich bestimmter Berufe 
im Bereich der Gesundheits- und Sozialdienste, positiv gegenüber unter der Voraussetzung, 
dass eine solche Initiative unter der Federführung dieser Berufe erfolgt und von den 
Berufsangehörigen mindestens eines Drittels der EU-Mitgliedstaaten unterstützt wird (einige 
Mitglieder des EGÖD fordern, diese Linie bei mindestens der Hälfte der EU-Mitgliedstaaten 
zu setzen), in denen diese Berufe reglementiert sind (Art. 49a, 2. (2). Die Regulierung der 
Berufsausbildung der Gesundheitsberufe ist und bleibt eine staatliche Aufgabe unter der 
Verantwortung der zuständigen nationalen Behörden. 

Der EGÖD geht von einer Beteiligung seiner Mitglieder und allgemein der Sozialpartner aus, 
falls solche gemeinsamen Ausbildungsrahmen entwickelt werden (Art. 49a, 2. (f). 
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Sprachkenntnisse und deren Überprüfung (Art. 53) 

Der EGÖD befürwortet die im Vorschlag vorgesehene Möglichkeit einer strengeren Prüfung 
von Sprachkenntnissen und die Einführung des Rechts der regulierenden Behörden, die 
Sprachkenntnisse für Berufe, die die Sicherheit und Gesundheit berühren, systematisch zu 
überprüfen. Wir stehen jedoch der negativen und einschränkenden Formulierung des 
vorliegenden Vorschlags kritisch gegenüber, nach der Sprachprüfungen nur dann zulässig 
sind, sofern ernsthafte und konkrete Zweifel daran bestehen, dass der Berufsangehörige 
hinsichtlich der beruflichen Tätigkeit, die diese Person auszuüben beabsichtigt, über 
ausreichende Sprachkenntnisse verfügt (Art. 52, Absatz 2).  

Bei Beschäftigten im Gesundheitswesen und im Interesse einer maximalen Gesundheit und 
Sicherheit der PatientInnen, einer funktionierenden Kommunikation mit KollegInnen und 
einer korrekten Führung von Unterlagen sollten die zuständigen Behörden per se das Recht 
haben, die Sprachkompetenzen von AntragstellerInnen systematisch zu überprüfen. „Die von 
den BewerberInnen zu erfüllenden Anforderungen sollten vollständig transparent und 
einem/r Beschäftigten im Gesundheitswesen bekannt sein, der/die eine automatische 
Anerkennung seiner beruflichen Qualifikation wünscht. Dies lässt sich zum Beispiel durch 
eine leichte Zugänglichkeit der Prüfungen bei den nationalen Kontaktstellen und durch die 
Vorlage von Prüfungsbeispielen bewerkstelligen. Die Prüfungen müssen auch dem 
Grundsatz der Angemessenheit (für den Zweck) und der Verhältnismäßigkeit (Umfang und 
Tiefe der Kenntnisse, die für die Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit verlangt werden) 
entsprechen“. (EGÖD-Antwort auf die öffentliche Konsultation über das Grünbuch zur 
Überarbeitung der Richtlinie über Berufsqualifikationen, 15. September 2011, S. 16).  

Der EGÖD ist für die Durchführung vom Sprachprüfungen sowohl durch die 
regulierende/zuständige Behörde (im Kontext des Anerkennungsverfahrens um festzustellen, 
ob ein/e BewerberIn für die Ausübung des Berufes geeignet ist) als auch erforderlichenfalls 
durch den Arbeitgeber. In den Mitgliedstaaten gibt es unterschiedliche Systeme, manchmal 
in Form eines zweistufigen Prozesses mit einer ersten Anerkennung, aber auch mit der 
weiteren Erfordernis des Erwerbs einer Zulassung für die Berufsausübung in einer 
bestimmten Region. Der EGÖD sieht die Notwendigkeit der Überprüfung von 
Sprachkenntnissen, bevor eine Zulassung für die Berufsausübung erteilt wird, und möchte 
dies in der Richtlinie in eindeutiger Weise als Forderung formuliert sehen. Die Formulierung 
in der Richtlinie muss unserer Meinung nach verbessert werden, da der Text in der aktuellen 
Fassung mehrdeutig ist und auf unterschiedliche Weise ausgelegt werden kann.  Auch 
Arbeitgeber sollten in der Lage sein zu beurteilen, ob ein/e BewerberIn über die richtigen 
Fähigkeiten für eine bestimmte Aufgabe verfügt, dazu gehören auch Sprach- und 
Kommunikationsfähigkeiten. Den Arbeitgebern sollte deshalb nicht die Möglichkeit 
vorenthalten werden, ihre eigenen angemessenen Prüfungen durchzuführen, so lange sie 
nicht eine Wiederholung der Prüfungen darstellen, die bereits von der zuständigen Behörde 
ausgeführt wurden. Die Mitglieder des EGÖD setzen sich dafür ein, dass die aus dem 
Ausland rekrutierten Beschäftigten von den Arbeitgebern organisatorisch und finanziell bei 
der Verbesserung ihrer Sprachkenntnisse unterstützt werden. 

Der EGÖD kann nicht erkennen, wie nationale Patientenverbände das Recht zur 
Durchführung von Sprachprüfungen von Selbständigen, die nicht dem nationalen 
Gesundheitssystem angeschlossen sind, in effektiver Weise umsetzen könnten, und fordert 
deshalb die Streichung des entsprechenden Halbsatzes. 

  

Nicht vollständig qualifizierte Kräfte (Art. 1 + Art. 55a) 

Im Falle von Gesundheitsberufen befürwortet der EGÖD nicht den in Art. 55a unterbreiteten 
Vorschlag, Herkunftsmitgliedstaaten zu verpflichten, „das in einem anderen Mitgliedstaat 
absolvierte und vom einer zuständigen Behörde dieses Mitgliedstaates  bescheinigte 
bezahlte Praktikum anzuerkennen“, da zwei wichtige Voraussetzungen nicht erfüllt wurden: 
1) vollständige Transparenz; 2) Harmonisierung der wichtigsten Elemente der Inhalte solcher 
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bezahlten Praktika. Der Herkunftsmitgliedstaat sollte jedoch die Anerkennung von 
Erfahrungen, die im Rahmen bezahlter Praktika z. B. von Ärzten/innen und ApothekerInnen, 
erleichtern.  

 

Vorwarnungsmechanismus (Art. 56a) 

Der EGÖD stimmt dem Vorschlag für eine automatische Vorwarnung aller Mitgliedstaaten 
hinsichtlich der in Art. 56a, 1., (a)-(j) aufgelisteten Gesundheitsberufe zu, nachdem die 
Ausübung der Tätigkeit von einer zuständigen Behörde untersagt wurde.  Damit ist 
sichergestellt, dass Vorwarnungen nicht auf der Grundlage von Unterstellungen oder 
Verdachtsmomenten erfolgen.  

Der EGÖD befürwortet ebenfalls die vorgeschlagen Formulierung über mögliche 
Rechtsbehelfe des/r Betroffenen gegen eine solche Entscheidung sowie die Verpflichtung, 
die betroffenen Berufsangehörigen gleichzeitig schriftlich von der Warnung zu unterrichten.  

 

Delegierte Rechtsakte (Art. 58a) 

Zwar ist der EGÖD zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht in der Lage, alle möglichen 
Auswirkungen einer erweiterten Anwendung delegierter Rechtsakte zur Aktualisierung der 
Inhalte beruflicher Qualifikationen laut Definition in den Anhängen zur Richtlinie zu beurteilen, 
unterstützt aber im Grundsatz die Verwendung eines solchen Instruments innerhalb 
bestimmter Parameter. VertreterInnen der betroffenen Berufsverbände, zuständige 
Regulierungsbehörden, weitere Fachleute und auch Gewerkschaften müssen die Möglichkeit 
haben, an der Agenda und an Entscheidungsfindungen mitzuwirken, wobei die 
Kompetenzen der Mitgliedstaaten umfassend respektiert werden und dieses Instrument 
erforderlichenfalls für ein effektives und gutes Regieren verwendet wird. 

Der EGÖD begrüßt und unterstützt Maßnahmen, die zu einem verstärkt auf Kompetenzen 
basierenden Rahmen für die Ausstellung von Nachweisen für berufliche Qualifikationen 
führen.  

Der EGÖD erinnert daran, dass Änderungen am institutionellen Rahmen, um das derzeitige 
Komitologiesystem entweder durch Durchführungs- oder delegierte Rechtsakte nach 
Maßgabe des Lissabon-Vertrags und wie für die zweite Stufe vorgesehen zu ersetzen 
(erwähnt auf S. 15 des Grünbuchs über die Überarbeitung der Richtlinie über 
Berufsqualifikationen vom 22. Juni 2011), im Rahmen eines transparenten Systems erfolgen 
müssen, das eine enge Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und den zuständigen 
Behörden erfordert. 
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